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dem Ziel, den Beschäftigungsbedingungen für die 
Kolleginnen und Kollegen in der Bundesverwaltung  
eine größtmögliche Stabilität zu verschaffen. Das be-
zieht ausdrücklich die Abwehr von Einsparideen zulas- 
ten der Beschäftigten, egal ob Tarifbeschäftigte oder 
Beamtinnen und Beamte, mit ein!

Vorausgesetzt, es kommt im Rahmen der Koalitions
verhandlungen zu zügigen Ergebnissen, so ist noch in 
diesem Jahr eine weitere virtuelle Veranstaltung im 
Rahmen des 70-jährigen Bestehens des vbob geplant.  
Es bleibt bei der üblichen Anmeldung mit Angabe von 
Namen und Mailadresse über jubiläum@vbob.de. Eine 
gesonderte Einladung mit konkretem Datum erfolgt 
noch einmal über die Fachgruppen.

Der November ist im vbob ein Monat der Gremien.  
Wie immer ist die Arbeit im Vorfeld des Bundesvertre-
tertages als höchstes Gremium, der kommendes Jahr 
stattfindet, noch mal intensiver. Seine Vorbereitung bin-
det unsere Gremien ebenfalls umfangreicher. Welche 
Gremien tagen und welche Inhalte dort besprochen 
werden sollen, lesen Sie in dieser Ausgabe.

Die Spendenaktion zugunsten der Opfer der Flutkatas
trophe hat auch im vbob nachhaltig Früchte getragen. 
Über den Beschluss des Bundesvorstandes zu den Spen-
denorganisationen haben wir Sie bereits in der letzten 
Ausgabe informiert. Alle betroffenen Mitglieder können 
dort einen Antrag auf Unterstützung stellen. Über die 
Unterstützung der Spendenaktion durch den Koopera
tionspartner BBBank lesen Sie in dieser Ausgabe.

Gestalterisch beschäftigen sich die Personalvertretun-
gen mit den Dienststellen gerade hinsichtlich der Zeit 
nach Corona. Auch wenn es Sinn macht, über Präsenz 
am Arbeitsplatz zu sprechen, so ist es dem Vernehmen 
nach doch noch eher ein Versuch, annähernd zu den Be-
dingungen vor Corona zurückzukehren. Wer glaubt, das 
sei der Weg in die Zukunft, der hat offensichtlich den 
Anschluss verpasst.

Bleiben Sie gesund und zuversichtlich!

Beste Grüße 
Ihr

 

Frank Gehlen, 
Bundesvorsitzender

	< Editorial 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

nun stehen wir also offensichtlich vor einer Ampel. Die 
beteiligten Parteien betonen, dass keine Farbe in den 
bisherigen Sondierungsgesprächen dominant heraus
stechen würde. Was für uns als Wartende bedeutet, wir 
wissen nicht genau, was auf uns zukommen wird. Der 
Ampelvergleich hinkt an einer entscheidenden Stelle.  
Aus dem Straßenverkehr sind wir gewohnt, bei Grün zu 
gehen oder zu fahren, bei Gelb achtsam zu sein und bei 
Rot stehen zu bleiben. Das ist natürlich nicht übertrag-
bar, da diese politische Ampel ja von Rot geführt wird 
und dies nicht gleichbedeutend mit stehen bleiben ist. 
Was es bedeuten könnte, das haben die Sondierenden  
in einem zwölfseitigen Papier zusammengefasst.  
Lesen dazu einen Kommentar in diesem Magazin.

Inzwischen verhandeln über 300 Personen in über  
20 Arbeitsgruppen die Themen, die es aus Sicht der 
Sondierung noch detaillierter zu verhandeln gilt. Man 
hat den Eindruck, dass nicht nur der Deutsche Bundes-
tag stetig anwächst, sondern auch der Kreis der kom
petenten Verhandlerinnen und Verhandler. Dass es nur 
um die Sache und um die Zukunft Deutschlands geht, 
erscheint vor dem Hintergrund bereits medial aufberei-
teter Diskussionen der Parteifunktionäre um Minister-
ämter, und wie man aus den Ministerien hört auch  
um Ressortzuschnitte, zumindest nicht zu 100 Prozent 
sicher. Veränderung allein scheint schon Innovation,  
dass nicht alles so bleiben soll, war allen bereits vor  
der Wahl klar.

Ob vertrauliche Verhandlungen mit 300 Personen 
durchführbar sind, werden wir nun im Praxistest er
leben. Auch der vbob hat Interessen und wird sich inso-
fern an der Meinungsbildung beteiligen, allerdings mit 

©
 H

ag
en

 Im
m

el

3

vb
ob

 G
ew

er
ks

ch
af

t B
un

de
sb

es
ch

äf
ti

gt
e

vbob Gewerkschaft Bundesbeschäftigte

> vbob Magazin  |  November 2021

mailto:um@vbob.de


	< dbb

<	 Bundestagswahl 2021: 
nachgefragt bei … dbb Chef Ulrich Silberbach� 13

<	 einkommensrunde 2021 – Schwierige Verhandlungen  
für den Landesdienst � 14

<	 Bedeutung der Einkommensrunde für die Beamtinnen  
und Beamten der Länder  � 16

<	 nachrichten � 17

<	 interview – Dr. Johannes Ludewig, Vorsitzender  
des Normenkontrollrates (NKR) � 18

<	 Bürokratieabbau: Der Normenkontrollrat zieht Bilanz � 20

<	 Wie die EU-Gesetzgebung vereinfacht werden soll:  
„One in, one out“ � 21

<	 dbb akademie � 22

<	 eine frage an … den Verwaltungswissenschaftler  
Prof. em. Dr. Werner Jann � 24

<	 die andere meinung – Verwaltung braucht Bürokratie � 25

<	 Verwaltungsdigitalisierung: ELFEn vergeben Kindernamen � 26

<	 Digital Gender Gap: Das digital benachteiligte Geschlecht � 27

<	 Ideencampus der dbb jugend: Gegen demokratiefeindliche  
Tendenzen � 28

<	 europa – Das Erasmus+-Programm der Europäischen Union � 31

<	 frauen – Ganztagsbetreuung an Schulen � 32

<	 6. Seniorenpolitische Fachtagung: Mobilität sichert Teilhabe � 34

<	 service für dbb mitglieder � 38

<	 einkommensrunde 2021 – Tarifeinigung in Hessen � 40

<	 arbeitnehmerrechte – Mobiles Arbeiten und Homeoffice � 42

<	 online – Lagebericht zur IT-Sicherheit 2021 � 46

	< Impressum

	< Gremienmonat November: Weichen für die Zukunft stellen� 4–5

	< Spendenaktion zugunsten der Flutopfer� 6

	< Zu Besuch in Hamburg� 6

	< Kommentar: Sondierungsergebnis SPD,  
Bündnis 90/Die Grünen und FDP� 8–9

	< Kommentierte Pressestimmen� 10

	< ID-Nummer hält Einzug in 51 Register� 12

	< Inhalt

Herausgeber des vbob Magazins: Bundesvorstand vbob Gewerkschaft Bundesbeschäftigte. Drei-
zehnmorgenweg 36, 53175 Bonn. Telefon: 0228.9579653. Telefax: 0228.9579654. E-Mail: vbob@
vbob.de. Internet: www.vbob.de. Hauptstadtbüro Berlin. Friedrichstraße 169, 10117 Berlin. Telefon: 
030.40816900. Telefax: 030.40816930. E-Mail: vbob.berlin@dbb.de. Bundesvorsitzender: Frank  
Gehlen. Redaktion: Anne-Katrin Hoffmann, Friedrichstraße 169, 10117 Berlin. Telefon: 030.40816900. 
Telefax: 030.40816930. Fotos: AdobeStock, Fotolia, vbob. Titelbild: Klaus Eppele/stock.adobe.com

Herausgeber der dbb Seiten: Bundesleitung des dbb beamtenbund und tarifunion – Bund der Ge-
werkschaften des öffentlichen Dienstes und des privaten Dienstleistungssektors – Friedrichstraße 
169, 10117 Berlin. Telefon: 030.4081-40. Telefax: 030.4081-5598. Internet: www.dbb.de. Leitende 
Redakteurin: Christine Bonath (cri). Redaktion: Jan Brenner (br). Bezugsbedingungen: Das vbob Ma-
gazin erscheint zehnmal im Jahr und wird allen vbob Mitgliedern im Rahmen der Mitgliedschaft ge-
gen Beitrag geliefert. Nichtmitglieder bestellen in Textform beim DBB Verlag. Inlandsbezugspreis: 
Jahresabonnement 37,70  Euro zzgl. 7,20  Euro Versandkosten, inkl. MwSt.; Mindestlaufzeit 1 Jahr. 
Einzelheft 4,20 Euro zzgl. 1,40 Euro Versandkosten, inkl. MwSt. Abonnementkündigungen müssen 
bis zum 1. Dezember in Textform beim DBB Verlag eingegangen sein, ansonsten verlängert sich der 
Bezug um ein weiteres Kalenderjahr. Verlag: DBB Verlag GmbH. Internet: www.dbbverlag.de. E-Mail: 
kontakt@dbbverlag.de. Verlagsort und Bestellanschrift: Friedrichstraße 165, 10117 Berlin. Telefon: 
030.7261917-0. Telefax: 030.7261917-40. Layout: Dominik Allartz. Anzeigen: DBB Verlag GmbH, Me-
diacenter, Dechenstraße 15 a, 40878 Ratingen. Telefon: 02102.74023-0. Telefax: 02102.74023-99.  
E-Mail: mediacenter@dbbverlag.de. Anzeigenleitung: Petra Opitz-Hannen, Telefon: 02102.74023-
715. Anzeigenverkauf: Andrea Franzen, Telefon: 02102.74023-714. Anzeigendisposition: Britta Ur-
banski, Telefon: 02102.74023-712. Preisliste 62 (dbb magazin) und Preisliste 41 (vbob Magazin), 
gültig ab 1.10.2020. Druckauflage dbb magazin: 553 060 (IVW 2/2021). Anzeigenschluss: 6 Wochen 
vor Erscheinen. Herstellung: L.N. Schaffrath GmbH & Co. KG DruckMedien, Marktweg 42–50, 47608 
Geldern.� ISSN 1437-997X

Gremienmonat November

Weichen für die 
Zukunft stellen

Am 8. November tagt der Bundesvorstand, am 
12. und 13. der Bundeshauptvorstand und vom 
26. bis 27. November die Schatzmeister. Drei wich-
tige Gremiensitzungen in einem Monat und das 
noch zum Abschluss eines Jahres, in dem der vbob 
sein 70-jähriges Bestehen gefeiert hat, Bundes-
tagswahlen mit dem bekannten Ausgang stattge-
funden haben und allenthalben Koalitionsgesprä-
che zwischen Parteien zur Zukunft des Landes 
oder Bundeslandes mediale Begleitung finden.

Auch der vbob bereitet sich  
auf die Zukunft vor. Bundes
vorstand und Bundeshaupt
vorstand beraten in diesem 
Monat über die Vorbereitung 
einer umfassenden Satzungs-
änderung, die im kommenden 
Jahr durch den Bundesvertre-
tertag als höchstes Organ des 
vbob beschlossen werden soll. 
Damit sollen z. B. künftig Gre-
miensitzungen und Mitglieder-
versammlungen auch virtuell 

stattfinden und Beschlüsse 
dennoch wirksam gefasst wer-
den können. Daneben disku
tieren die Gremien in diesem 
Monat Kandidaturen und den 
Findungsprozess für Nachfolge-
rinnen und Nachfolger bei den 
Wahlen des Bundesvorstandes 
ebenso wie die Ergebnisse der 
eingesetzten Arbeitsgruppen.

Ein weiterer Schwerpunkt ist 
die Vorbereitung des nächst-
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jährigen Bundesvertretertages. 
Hierzu gehören die notwendi-
gen formalen wie organisatori-
schen Vorbereitungen durch 
den Bundeshauptvorstand ei-
nerseits wie auch die Informa-
tionen über die Abläufe, Zeit-
planung und den Stand der 
Vorbereitungen durch die Or-
ganisation andererseits. Fris-
ten für die Abgabe der Anträge 

an den Bundesvertretertag, 
Anmeldeprozedere, Dele
giertenschlüssel etc., also 
tatsächlich auch rein verwal-
tungsmäßige Themen in einer 
Gewerkschaft.

Spannend wird auch der Aus-
tausch zu eventuell bis Redak-
tionsschluss noch nicht be-
kannten ersten Inhalten aus 

den bis dahin laufenden Koali-
tionsverhandlungen und auch 
die Diskussion zur Frage der 
Aufstellung des vbob im nächs-
ten Jahr für die kommende 
Amtszeit, die dann fünf Jahre 
betragen wird.

Am letzten Novemberwochen-
ende tagen dann auch die 
Schatzmeister der Fachgrup-

pen in Königswinter. Diese 
Tagung wird ebenso wie die 
vorherige Bundeshauptvor-
standssitzung hybrid stattfin-
den. Interessant wird dabei die 
Einführung in das in diesem 
Jahr angeschaffte und auf die 
Bedürfnisse des vbob ange-
passte neue Mitgliederver
waltungssystem. Dies wird 
einerseits die Arbeit in den 
Fachgruppen erleichtern und 
andererseits auch die Daten-
pflege über den zentralen Ser-
veransatz datenschutzkonform 
gestalten können. Einige Fach-
gruppen pilotieren derzeit be-
reits, einige sind auch schon 
vollständig migriert. 

Alle Gremien werden über die 
Spendenaktion für die Opfer 
der Fluthilfe sprechen und die 
Aktionen des vbob sowie auch 
des Kooperationspartners 
BBBank informiert.

Einen Ausblick auf den Start  
ins neue Jahr 2022 können  
wir an dieser Stelle ebenfalls 
wagen. Die Gremien befassen 
sich auch mit den ersten Erfah-
rungen der neu eingeführten 
Runde der Mandatsträgerin-
nen und Mandatsträger. Diese 
wird Ende Januar die Möglich-
keit erhalten, sich in Präsenz 
im dbb forum siebengebirge  
zu treffen. Einzelheiten dazu 
werden diejenigen, die sich  
bei Anne Hoffmann im Haupt-
stadtbüro in den Mailverteiler 
haben aufnehmen lassen, im 
Dezember mit einer Einladung 
zur Veranstaltung erfahren. 
� fg
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Spendenaktion zugunsten der Flutopfer
Die Spendenaktion des  
vbob zugunsten der Opfer 
der Flutkatastrophe im Juli 
dieses Jahres in weiten Teilen 
von NRW und RLP hatte auch 
die Aufmerksamkeit des 
vbob Kooperationspartners 
BBBank erregt. Obwohl die 
BBBank-Stiftung selbst be-
reits viele Millionen Euro an 
Zuwendungen für Flutopfer 
bereitgestellt hat, beteiligte 
sie sich spontan an der Spen-
denaktion des vbob mit ei-
nem Zuschuss von 1 500 
Euro.

Am Rande eines Treffens in 
Bonn übergaben nun der 

Direktor für den öffentlichen 
Dienst der BBBank, Michael 
Lutz, und der Landesdirektor 
NRW für den öffentlichen 
Sektor, Stephan Teschner,  
dem Bundesvorsitzenden 
Frank Gehlen und dem stell-
vertretenden Bundesvorsit-
zenden Hans-Georg Schiffer 
den dazugehörenden Spen-
denscheck. 

Frank Gehlen bedankte sich 
für die großzügige Unterstüt-
zung der Spendenaktion und 
das Engagement der BBBank 
als Kooperationspartner des 
vbob zugunsten der Mitglie-
der. 

Zu Besuch in Hamburg
Anlässlich des Besuches der Teilpersonalversamm-
lung des Deutschen Wetterdienstes in der Hand-
werkskammer Hamburg besuchte Frank Gehlen 
auch die Fachgruppe im Bundesamt für Seeschiff-
fahrt und Hydrographie. 

Das oberhalb der Landungs-
brücken ressortierende und 
traditionsreiche Amt und sei-
ne vielfältigen Aufgaben wur-
de in Vertretung der kurzfris-

tig verhinderten Präsidentin 
durch den Abteilungsleiter 
Zentrale Dienste, Rainer 
Fröhlich, vorgestellt und be-
rufspolitische Entwicklungen 

beispielsweise im Zusammen-
hang mit der Digitalisierung 
und Fragen des Homeoffice 
diskutiert. Der Fachgruppen-
vorsitzende Carsten Brüg-
mann, der seinen Stellver
treter Dr. Trümpler und die 
Schatzmeisterin Dr. Heinrich 
zum Austausch mitgebracht 
hatte, zeigte anschließend 
dem Bundesvorsitzenden den 
Ausblick auf den Hafen von 
der Dachterrasse der Behörde.

Im Anschluss an die Teilperso-
nalversammlung im Deutschen 
Wetterdienst Hamburg konnte 
Frank Gehlen auf Einladung 
des örtlichen Personalrates am 
dortigen Herbstfest teilneh-
men und sich bei der Gelegen-
heit auch mit dem Präsidenten 
des Deutschen Wetterdienstes, 
Prof. Dr. Gerhard Adrian und 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern bei Gegrilltem in locke-
rer Runde austauschen.�

	< Frank Gehlen mit dem FG-Vorsitzenden im BSH, Carsten Brügmann

	< Hans-Georg Schiffer, stellv. vbob Bundesvorsitzender, Frank Gehlen, 
Bundesvorsitzender, Michael Lutz, Direktor für den öffentlichen 
Dienst der BBBank, Stephan Teschner, Landesdirektor NRW für den 
öffentlichen Sektor (von links)

	< Frank Gehlen mit dem PR-Vorsitzenden des DWD Hamburg, Jürgen 
Püschel und dem Präsidenten des DWD, Prof. Dr. Adrian (von links)
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Kommentar

Sondierungsergebnis SPD,  
Bündnis 90/Die Grünen und FDP
Inzwischen ist durch die Gremien aller drei genannten Parteien die 
Aufnahme von Koalitionsgesprächen beschlossen worden und erste 
Einschätzungen versprechen uns Bürgerinnen und Bürgern eine neue 
Bundesregierung noch vor Weihnachten 2021.

Auf zwölf Seiten haben die an 
der Sondierung Beteiligten zu-
sammengefasst, über welche 
Felder und Grundverständnisse 
sie Einigkeit und/oder Gesprächs-
bedarf vereinbart haben.

Unter Moderner Staat und digi-
taler Aufbruch schreiben sie, 
dass es einen Wandel zu einem 
ermöglichenden, lernenden 
und digitalen Staat, der voraus-
schauend für die Bürgerinnen 
und Bürger arbeitet, geben soll. 

Dies erweckt zunächst den Ein-
druck, dass die Bürgerorientie-
rung des Staates bislang nicht 

vorhanden war. Offen bleibt 
auch, was die drei Parteien un-
ter dem Begriff Staat verste-
hen. Staatliches Handeln soll 
jedenfalls schneller und effek-
tiver werden und wirtschaftli-
che wie gesellschaftliche Inno-
vationsprozesse befördern, 
was offensichtlich bislang 
nicht, zumindest nicht in der 
gewünschten Ausprägung der 
Fall war. Da bleibt es span-
nend, welche konkreten Maß-
nahmen diesem Ziel dienen 
sollen und was in den Koaliti-
onsverhandlungen konkret ver-
einbart werden wird. Im ersten 
Jahr der neuen Regierung sol-

len alle notwendigen Entschei-
dungen getroffen und durch-
gesetzt werden. Auch dies ein 
Zeichen von Dynamik, zumal 
Verfahrensdauern halbiert 
werden sollen. Eine Sache darf 
nicht fehlen: Verwaltung soll 
agiler und digitaler werden 
und konsequent von der Bür-
gerin und dem Bürger gedacht 
werden.

Vermutlich auch dazu sollen 
Gesetze einem Digitalisie-
rungscheck unterzogen wer-
den, was ebenfalls ein span-
nender Prozess werden kann. 
Die Neuordnung von Kompe-

tenzen in der Bundesregierung 
kennen wir und bedeutet die 
erneute Verlagerung von Auf-
gaben und gegebenenfalls 
auch Personal zwischen Bun-
desbehörden. 

	< Alles wird  
schneller gehen?

Wie ein roter Faden durch- 
läuft das Ergebnispapier der 
Anspruch, Verfahren in den ge-
nannten Politikfeldern zu be-
schleunigen. Dagegen ist auch 
aus Sicht des vbob nichts ein-
zuwenden. Man muss aller-
dings davon ausgehen, dass  
die meisten rechtsstaatlichen, 
gerügten Verfahren auf regula-
torischen Vorgaben durch die 
Parlamente beruhen. Damit 
also über Gesetze und Verord-
nungen durch die Mandatsträ-
gerinnen und Mandatsträger 
der politischen Parteien selbst 
eingeführt wurden. So wird es 
mindestens interessant sein zu 
beobachten, ob man denn im 
Deutschen Bundestag davon 
absehen wird, mit einer erneu-
ten Rekordzahl an Parlamen
tarierinnen und Parlamenta
riern einen weiteren Rekord  
an Gesetzesvorhaben zu be-
schließen. 

Der Richterbund jedenfalls 
warnt bereits „Priorität sollte 
in den nächsten vier Jahren 
stärker die wirksame Durch
setzung des Rechts haben und 
nicht die Produktion immer 
neuer Gesetze“ und spricht in 
diesem Zusammenhang von 
einem Gesetzesstakkato. 

Die Aussage, die auch aus Sicht 
des vbob unbestritten wichtige 
Aufgabe des Klimaschutzes 
durch ein Klimaschutz-Sofort-
programm mit allen notwendi-
gen Gesetzen, Verordnungen 
und Maßnahmen auf den Weg 
zu bringen, stimmt zumindest 
nicht zuversichtlich, das Geset-
zesstakkato zu unterbrechen. 
Hier wie auch an den meisten 
anderen Punkten stellen wir 
uns gleichsam die Frage der 
Finanzierbarkeit der Maßnah-
men bei gleichzeitiger Einhal-
tung der Schuldenbremse und 

© Butch/Fotolia
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der ebenfalls enthaltenen 
Aussage, dass es keine Steuer-
erhöhungen geben wird.

Unter der Rubrik Respekt und 
Chancen in der modernen Ar-
beitswelt schreiben die künf
tigen Koalitionäre, dass viele 
Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer bereit seien, in der 
Zeit des Umbruchs neue Wege 
zu gehen, und formulieren, 
dass gewachsene Sozialpart-
nerschaft und die Fähigkeit 
zum Kompromiss zentrale Vor-
aussetzungen für den Verände-
rungsprozess seien. Dies kann 
man aus Sicht des vbob nur un-
terschreiben. Gradmesser wer-
den die weiteren Gespräche 
zur ebenfalls formulierten Un-
terstützung der Gewerkschaf-
ten sein, flexible Arbeitszeit-
modelle zu ermöglichen. Der 
Umgang mit den allseits an
gebotenen Experimentierräu-
men als Möglichkeit der Ab-
weichung von beispielsweise 
Regelungen des Arbeitszeitge-
setzes wird durch uns kritisch 
begleitet werden müssen.

Das Bekenntnis zur Tarifauto-
nomie, der Stärkung von Tarif-
partnern und Tarifbindung für 

faire Löhne hören wir wohl. 
Mit dem Tarifeinheitsgesetz ist 
gleichwohl die Einschränkung 
dieser Aussage durch die Vor-
gängerregierungen 2015 unter 
maßgeblicher Beteiligung der 
sozialdemokratischen Arbeits-
ministerin Nahles schon er-
folgt. Bleibt abzuwarten, ob 
die neue Bundesregierung un-
ter sozialdemokratischer Füh-
rung hier dem Gedanken der 
Koalitionsfreiheit mehr Rech-
nung tragen wird und Verän-
derungen plant.

Für unsere tarifbeschäftigten 
Mitglieder sind klare Aussagen 
zum Mindestrentenniveau und 
der Absicht, keine Rentenkür-
zungen und keine Anhebung 
des gesetzlichen Rentenalters 
wichtig und im Papier enthal-
ten. Auch mit dem Ansatz, 
durch eine teilweise Kapital
deckung im Rentensystem die 
umlagefinanzierte Rente zu si-
chern sowie die private Alters-
vorsorge zu reformieren, kann 
man konformgehen, dienen 
doch die skandinavischen 
Länder hier als Vorbild. Ent-
scheidend werden allerdings 
wie immer die Details sein.  
Vor dem Hintergrund des im 

Papier nicht thematisierten 
demografischen Wandels 
warnt allerdings der Direktor 
des Instituts der deutschen 
Wirtschaft bereits vor den Fol-
gen der bis 2030 zusätzlichen 
Renteneintritte in Höhe von  
ca. drei Mio. Beschäftigten  
und der Finanzierung der da-
durch entstehenden Renten
ansprüche.

Zufrieden sind wir im vbob  
mit der Aussage, dass die 
gesetzliche und die private 
Kranken- und Pflegeversiche-
rung erhalten bleiben. Das  
gibt im Wettbewerb um Nach-
wuchs zusätzlich Planungs
sicherheit.

Die einzige konkret benannte 
Organisation der Bundesver-
waltung ist die Bundesanstalt 
für Immobilienaufgaben, der 
die Sondiererinnen und Son-
dierer mehr Freiheiten verschaf-
fen wollen, damit sie schneller 
bauen kann. Mal schauen, ob 
dies bereits die Abschaffung 
des Baurechts einläutet oder 
die Problematik der Suche nach 
Firmen, die sich in Anbetracht 
komplexer Ausschreibungspro-
zedere noch für die Durchfüh-

rung auch großer öffentlicher 
Bauvorhaben interessieren, 
verändert.

Abschließend soll die Vielfalt 
in der Arbeitswelt auch im öf-
fentlichen Dienst unterstützt 
durch ein in der letzten Legis
latur mangels Mehrheiten 
nicht beschlossenes Demo
kratiefördergesetz vorbildhaft 
erreicht werden.

Fazit: 

Auf Ebene der bisherigen 
Sondierungsergebnisse lässt 
sich noch nicht abschätzen, 
welche Belastungen und Ver-
änderungen auf die Kollegin-
nen und Kollegen in der Bun-
desverwaltung zukommen.  
Die Abstraktionsebene solcher 
Papiere führt dazu, dass sie nur 
bedingt konkret und belastbar 
sind. Die große und offene Fra-
ge der Finanzierung stimmt 
nachdenklich, hier wird sich 
zum ersten Mal beweisen müs-
sen, ob die neue Bundesregie-
rung den eigenen Ansprüchen 
standhält. 

Es bleibt spannend, auch für 
den vbob.� fg
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Kommentierte Pressestimmen
Anfang Oktober starteten die Tarifverhandlungen 
der Länder. Gleich zu Beginn der Pandemie zeigte 
sich, welche Berufsgruppen des öffentlichen 
Dienstes besonders gefordert und auch belastet 
waren. Erinnert sei hier nochmals an das allabend-
liche Applausspenden der Bevölkerung für das 
Pflegepersonal. Der Belastung und Verantwor-
tung entsprechend soll nunmehr in den laufenden 
Tarifverhandlungen der Länder eine belastungs- 
und verantwortungsgerechtere Vergütung – eine 
wertschätzende Vergütung – folgen. Die Arbeit-
geberseite scheint das anders zu sehen …

„Arbeitgeberforderung provo-
ziert Gewerkschaften“, titelt 
das Handelsblatt am 7. Okto
ber 2021. Die Entgelte im Ge-
sundheitswesen der Länder 
sollen nach den Vorstellungen 
der Gewerkschaften um 300 
Euro steigen. Corona-Schulden, 
anziehende Inflation und Streit 
über die Eingruppierung der 
Beschäftigten – die anstehen-
de Ländertarifrunde verspricht 
konfliktreich zu werden. Wür-
den die Gewerkschaftsforde-
rungen erfüllt, kämen auf die 
Länderhaushalte jährliche 
Mehrbelastungen von 7,5 Milli-
arden Euro zu, sagte der Vorsit-
zende der Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder (TdL), Nieder-
sachsens Finanzminister Rein-
hold Hilbers (CDU), dem Han-
delsblatt. Dies sei „illusorisch“. 

Die Gewerkschaften Verdi und 
dbb beamtenbund und tarif-
union fordern 5 Prozent mehr 
Geld für die Beschäftigten, 
mindestens aber 150 Euro,  
bei einer Laufzeit von zwölf 
Monaten. Die Entgelte der Ar-
beitnehmer im Gesundheits-
wesen, die beispielsweise in 
den Unikliniken bei der Be-
kämpfung der Corona-Pande-
mie geholfen haben, sollen  
um 300 Euro monatlich erhöht 
werden. Die Arbeitgeber ver-
weisen darauf, dass die Steuer

einnahmen der Länder immer 
noch deutlich unter dem Vor-
krisenniveau liegen und der 
Verteilungsspielraum deshalb 
begrenzt sei. Im vergangenen 
Jahr waren die Steuereinnah
men von Bund, Ländern und 
Gemeinden gegenüber dem 
Vorjahr um rund 7,5 Prozent 

auf 740 Milliarden Euro gesun
ken. Beim Bund fiel das Minus 
mit 14 Prozent aber deutlich 
kräftiger aus als bei den Län
dern mit 2,5 Prozent. Außer-
dem müssen die in der Corona-
Krise aufgenommenen Kredite 
zurückgezahlt werden. 

Nach Angaben des Statisti
schen Bundesamts waren die 
Länder zum Ende des ersten 
Halbjahrs insgesamt mit 639,9 
Milliarden Euro verschuldet, ein 
Zuwachs von 0,6 Prozent ge-
genüber dem Jahresende 2020. 
„Da dampft und brodelt es – 
Streit um Personal der Länder“, 
so sieht es die Deutsche Presse-
agentur (dpa) am 7. Oktober 

2021. Corona belastete Klinik-
personal, Polizei und andere 
Beschäftigte im öff entlichen 
Dienst besonders stark. Unter 
Druck geraten sind aber auch 
die öffentlichen Haushalte – 
reichlich Stoff für Streit bei den 
Tarifverhandlungen der Länder. 
Mit völlig unterschiedlichen 
Vorstellungen gehen die Ge-
werkschaften und Arbeitgeber 
in die Tarifverhandlungen für 
den öffentlichen Dienst. Für die 
Arbeitgeber – also die Länder 
– sind die jetzt geforderten 
Lohnerhöhungen (5 Prozent, 
300 Euro im Gesundheitswe-
sen) komplett unrealistisch. 

„Die Länderbeschäftigten 
brauchen Reallohnsteigerun-
gen, also ein Plus, das über der 
immer deutlicher spürbaren 
Inflation liegt“, sagt Verdi-Chef 
Frank Werneke. Der dbb Vorsit-
zende Ulrich Silberbach sagt: 

„Wenn wir die aktuelle Inflati-
onsrate berücksichtigen, muss 
das Verhandlungsergebnis am 
Ende sehr nah an unserer For-
derung liegen.“ Getrieben vor 
allem von höheren Energiekos-
ten waren die Verbraucherprei-
se etwa im September gegen-
über dem Vorjahresmonat um 
4,1 Prozent gestiegen. „Der 
Gang in den Supermarkt oder 
die Fahrt zur Zapfsäule werden 
merklich teurer“, sagt Werne-
ke. Kleinere und mittlere Ein-
kommen dürften unterm 
Strich keine Verluste hinneh-
men müssen. Werneke: „Die 
Länder müssen anerkennen, 
dass die steigenden Preise ein 
wichtiges Thema sind.“ 

Eine harte Linie gibt der Ver-
handlungsführer der Länder 
vor, Niedersachsens Finanzmi-
nister Reinhold Hilbers (CDU). 
„Illusorische Erwartungen hät-
ten die Gewerkschaften mit 
ihren Forderungen geweckt. 
7,5 Milliarden Euro würde die 
Umsetzung der Gewerk-
schaftsforderungen kosten“, 
sagt er. Dabei gebe es für Ge-
haltssteigerungen im öffentli-
chen Dienst wenig Spielraum. 
Die Länderhaushalte seien 
sehr angespannt, die Steuer-
einnahmen lägen weit vor 
Krisenniveau. „Wir streben 
eine schnelle Konsolidierung 
der Haushalte ohne neue 
Schulden an, über Wachstum, 
aber auch über strukturelle 
Einsparungen“, so Hilbers. 

Pflegerinnen und Pfleger, 
Ärztinnen und Ärzte sowie an-
dere Beschäftigte des Gesund
heitswesens sollen – geht es 
nach den Gewerkschaften – 
besonders von einem Ab-
schluss profitieren. „An den 
Krankenhäusern in Länderho-
heit, den Universitätskliniken, 
stehen die knappen Personal-
kapazitäten in keinem Verhält-
nis zu den enormen Aufgaben 
und Belastungen“, sagt Werne-
ke. „Gerade diese Krankenhäu
ser haben seit Monaten mit 
den schwersten COVID-Verläu-
fen zu tun.“ Die Beschäftigten 
litten unter Dauerbelastung, 
an den Kliniken herrsche eine 
große Fluktuation. Werneke: 
„Da dampft und brodelt es.“ 

Hilbers hält von überproportio-
nalen Erhöhungen für die Bran-
che nichts! „Eine zeitweise Be-
lastung zu Corona-Zeiten darf 
nicht dazu führen, dass wir 
dauerhaft die Löhne erhöhen“, 
hatte er unlängst in einem In-
terview gegenüber der Zeitung 
„Welt am Sonntag“ geäußert. 

� cm

„Wertschätzung ist  
eine der schönsten Formen  

der Anerkennung.“ 
Ernst Ferstl
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Bundesverwaltungsamt

ID-Nummer hält Einzug in 51 Register
Zu den Kernpunkten der Registermodernisierung 
zählt die Umsetzung des Identifikationsnum-
merngesetzes. Das Bundesverwaltungsamt (BVA) 
spielt dabei eine Schlüsselrolle.

Kern des am 6. April 2021 
verkündeten Registermoder
nisierungsgesetzes ist das 
Identifikationsnummerngesetz 
(IDNrG), das die Einführung der 
Steuer-ID als übergreifendes 
Ordnungsmerkmal in 51 Regis-
ter von Bund und Ländern vor-
sieht. Die registerführenden 
Stellen werden verpflichtet, die 
Identifikationsnummer (IDNr) 
innerhalb von fünf Jahren nach 
Inkrafttreten des Gesetzes zu 
den bei ihnen vorliegenden 
Personendaten zu speichern. 

Die in diesen Registern gespei-
cherten Daten, die den in § 4 
Abs. 2 und 3 IDNrG genannten 
Kategorien entsprechen (wie 
Vor- und Familiennamen, frü-
here Namen, Tag und Ort der 
Geburt, Anschrift und Staats-
angehörigkeit), sind durch die 
dazu beim Bundeszentralamt 
für Steuern (BZSt) gespeicher-
ten Daten zu ersetzen und 
künftig im Vergleich zu den 
beim BZSt gespeicherten Da-
ten nach fachlichem Bedarf ak-
tuell zu halten. Das Gesetz tritt 
in Kraft, wenn das BMI im Bun-
desgesetzblatt bekannt gibt, 
dass die technischen Voraus-
setzungen für den Betrieb ge-
geben sind. Zunächst sind nur 
die Verordnungsermächtigun-
gen nach § 12 IDNrG in Kraft 
getreten.

Die Registermodernisierung 
soll u. a. die Umsetzung von 
bürgerfreundlichen Antrags-
verfahren nach dem Once-
Only-Prinzip ermöglichen, wo-
nach Bürgerinnen und Bürger 
ihre Daten und Dokumente nur 
einmal mitteilen müssen. Bis-
her benötigte, immer wieder 
beizubringende Nachweisdo-
kumente werden schrittweise 

durch Registerabfragen er-
setzt. Dies setzt eine register-
übergreifend eindeutige Iden-
tifikation der Personen voraus, 
um Verwechslungen auszu-
schließen. Mit dem Identifika-
tionsnummerngesetz wird 
hierzu ein gemeinsames Ord-
nungsmerkmal eingeführt, das 
auch die Qualität der Daten in 
den Registern verbessert und 
einen registerbasierten Zensus 
unterstützt.

Den Anforderungen des Daten-
schutzes wird durch zahlreiche 
Regelungen entsprochen. Ne-
ben der Zuordnung von Daten-
sätzen zur Person oder dem 
Abgleich von Datensätzen zur 
Verbesserung der Datenquali-
tät wird die Verarbeitung der 
IDNr ausschließlich auf die Er-
bringung von Verwaltungsleis-
tungen nach dem Onlinezu-
gangsgesetz (OZG) beschränkt. 
Die missbräuchliche Verwen-
dung der IDNr, die nur in eine 
begrenzte Zahl von Registern 
(51 von über 375 bekannten 
Registern) eingeführt wird, ist 
strafbar. 

Es bestehen umfassende Pro-
tokollierungspflichten, beson-
dere Vorgaben für eine sichere 
technische Kommunikation so-
wie Kontroll- und Prüfaufträge 
zu den Datenabrufen. Bürge-
rinnen und Bürgern wird die 
Verwendung der IDNr über ein 
digitales Datenschutzcockpit 
transparent gemacht. 

Das BVA soll als Registermo-
dernisierungsbehörde die Iden-
tifikationsnummer und die 
weiteren Basisdaten zur Person 
an berechtigte Stellen über-
mitteln. Um diese Aufgabe zu 
erfüllen, entwickelt es in Zu-
sammenarbeit mit dem BZSt 

(bei dem die Daten vorgehal-
ten werden) und dem ITZBund 
ein Verfahren für den Identi-
tätsdatenabruf (IDA). Gemein-
sam mit der Koordinierungs-
stelle für IT-Standards (KoSIT) 
wird zudem der Datenstandard 
„XBasisdaten“ erarbeitet.

Nach dem derzeitigen Zeitplan 
soll IDA erstmals ab Mitte 2022 
im Rahmen einer technischen 
Erprobung mit dem Nationalen 
Waffenregister zur Übermittlung 
der IDNr eingesetzt werden. Ab 
Anfang 2023 sind zunächst Pi-
lotierungen mit weiteren Regis-
tern und einem erweiterten 
Funktionsumfang vorgesehen.  
Danach soll der Roll-out star-
ten. Ziel ist es, bis Ende 2025 
zumindest die Top-18-Register 
aus der Umsetzungsplanung 
des IT-Planungsrates an IDA 
anzuschließen (soweit diese  
die ID-Nummer nicht über die 
Meldebehörde beziehen).

Da auch die registerführenden 
Stellen Vorbereitungen treffen 
müssen, wird das BVA mit ih-
nen Kontakt aufnehmen und 
anbieten, die Anschlussprojek-
te nach einem Phasenmodell 
gemeinsam zu planen und 
durchzuführen.

� Claus Hackethal

	< Claus Hackethal, Leiter der 
Referatsgruppe „Registermoder-
nisierung, Nachfragemanage-
mentorganisation“ im BVA
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